
Ein allgemeiner zivil- und strafrechtlicher Überblick über verschiedene 
Aspekte der Prostitution, Stand 2007. Dies ist keine Rechtsberatung, es 
gibt keine Gewährleistung und keine Haftung. Wohl verrückt geworden.

Die Informationen dieses Dokumentes wurden aus verschiedenen 
Quellen zusammengetragen und ergänzt von Vitus, registriert bei

11. Prostitution und Steuerrecht

Nach  Schätzungen  deutscher  Finanzbehörden  wird  mit  Prostitution  in 
Deutschland  jährlich  ein  Umsatz  von  etwa 6,4  Milliarden  Euro  erwirtschaftet. 
Dieser wird jedoch tatsächlich in großem Umfang nicht besteuert, weshalb der 
Ausfall an Umsatzsteuer und Einkommenssteuer auf jährlich rund eine Milliarde 
Euro  veranschlagt  wird.  Inwieweit  diese  Zahlen  realistisch  sind,  sei  einmal 
dahingestellt.

Die fehlende "Steuermoral" im Rotlichtmilieu dürfte seit vielen Jahren allgemein 
bekannt sein, gleichwohl sah sich der Bundesrechnungshof erst im Jahre 2003 zu 
der  Feststellung  erheblicher  Mängel  der  Besteuerung  im  Prostitutionsgewerbe 
und zu Vorschlägen veranlasst, wie dieses Manko zu beheben sei. Hierauf wird 
noch detaillierter eingegangen.

Der Zeitpunkt dieser Einsicht der Finanzbehörden überrascht einerseits nicht, fällt 
er doch in etwa zusammen mit der gesetzgeberischen Aktivität zur Legalisierung 
der Prostitution. Andererseits jedoch verwundert er aber doch, denn:

Sämtliche  Einkünfte  aus  der  Prostitution  waren  schon  immer 
einkommensteuerpflichtig und seit 1987 sind Prostituierte zudem auch 
umsatzsteuerpflichtig.

Der  Staat  schaut  bei  der  Einnahme  von  Steuern  nicht  darauf,  ob  die  zu 
versteuernden  Einkünfte  und  Umsätze  im  Einklang  mit  gesellschaftlichen 
Moralvorstellungen und der Rechtsordnung erzielt wurden. Dies ergibt sich aus 
einer der bemerkenswertesten Vorschrift des deutschen Steuerrechts, dem § 40 
der Abgabenordnung (AO) von 1977:
"Für die Besteuerung ist es unerheblich, ob ein Verhalten, das den Tatbestand  
eines Steuergesetzes ganz oder teilweise erfüllt, gegen ein gesetzliches Verbot  
oder gegen die guten Sitten verstößt."
Für die Besteuerung ist es also gleichgültig, auf welche Weise der Tatbestand, an 
den das Steuergesetz die Steuerpflicht knüpft, zustande gekommen ist, erheblich 
ist  allein,  dass  er  vorliegt.  Es  ist  dem  Finanzamt  mithin  egal,  ob  ein 
Rechtsgeschäft gegen gesetzliche Verbote verstößt (und damit nach § 134 BGB 
nichtig ist) oder die guten Sitten verletzt (und damit nach § 138 BGB nichtig ist), 
solange seine wirtschaftlichen Folgen (d.h. Einnahmen und Ausgaben) bestehen. 
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Einer  der  Anwendungsfälle  dieser  Norm  (neben  etwa  Einnahmen  aus 
Drogenverkauf  oder  Schmiergeldern  von  Politkern) war  früher  (bis  2002)  die 
Prostitution, die zwar nicht strafbar war, aber nach der Rechtsprechung gegen 
die guten Sitten verstieß. Ein Vertrag über die geschlechtliche Hingabe gegen 
Entgelt war deshalb nach § 138 BGB nichtig und verpflichtete zu nichts. Dennoch 
sind  Prostituierte  auch  damals  schon  einkommen-  und  überdies  auch 
umsatzsteuerpflichtig gewesen.

1) Einkommensteuer

Die Feststellung, dass Einnahmen aus der Prostitution einkommensteuerpflichtig 
sind,  traf  erstmals  in  Deutschland  bereits  in  der  Spätphase  der  Weimarer 
Republik der Reichsfinanzhof in einer Entscheidung von 1932, die später, 1943, 
noch einmal bestätigt wurde.

Für die Bundesrepublik Deutschland hat der Bundesfinanzhof dann bereits vor 
über dreißig Jahren (Urteil vom 23. Juni 1964, Az. GrS 1/ 64 S BFHE 80, 73, 
BStBl III 1964, 500), die grundlegende Entscheidung getroffen, dass es sich bei 
der Tätigkeit von Prostituierten um "gewerbsmäßige Unzucht" handele, aus der 
sonstige  Einkünfte  im Sinne des  §  22 Nr.  3    Einkommenssteuergesetz  (EStG)   
erzielt werden. Der Bundesfinanzhof hatte dabei ganz bewusst die Formulierung 
"gewerbsmäßig"  gewählt,  da  er  die  Prostitution  nicht  als  eine  gewerbliche 
Tätigkeit  im  Sinne  des  §  15  EStG ansehen  wollte.  Der  Bundesfinanzhof 
begründete  diese  Einstufung  seinerzeit  damit,  dass  die  Tätigkeit  der 
Prostituierten "sich nicht als Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr 
darstelle". Allerdings kündigte sich insofern schon 1995 ein teilweises Umdenken 
an (vgl.  Urteil  vom 23.02.2000 zum Az.:  XR 142/95,  wonach Telefonsex als 
gewerbliche Tätigkeit anzusehen sei).

Prostituierte  sind  somit  steuerrechtlich  gesehen  anderen  Freiberuflern 
(Rechtsanwälten,  Architekten  und Journalisten)  gleichgestellt.  Ihre Einnahmen 
sind als "sonstige Einnahmen" in der Steuererklärung anzugeben.

Prostituierte  können  sich  somit  beim  zuständigen  Finanzamt  unter  der 
Bezeichnung  "Prostituierte",  "Hostess",  "Begleitservice"  oder  einfach 
"Dienstleistungen persönlicher und sachlicher Art" anmelden.

Die Steuererklärung ist jeweils bis zum 31. Mai vor das vorherige Kalenderjahr 
beim  Finanzamt  einzureichen.  Dabei  reicht  die  Angabe  der  Einkünfte  als 
Gesamtbetrag. Eine Aufzeichnungs- oder Buchführungspflicht über die einzelnen 
Geldbeträge  besteht  nicht.  Es  empfiehlt  sich  aber  sicherlich,  eine 
Gewinnermittlung gemäß  § 4 Abs. 3 EStG aufzustellen und ein Kassenbuch zu 
führen.

Die Höhe der Einkommenssteuer ist abhängig vom erzielten Jahresumsatz und 
der  Höhe  der  abzugsfähigen  Kosten  und  ergibt  sich  aus  den  üblichen 
Einkommensteuertarifen. Aus der Festsetzung der Einkommenssteuer leiten sich 
dann auch die Forderungen für Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer (der 
natürlich durch einen Austritt aus der Kirche begegnet werden kann) ab.

Von den erzielten Einnahmen sind grundsätzlich als Werbungskosten (§ 9 EStG) 
alle durch Belege (Quittungen, Rechnungen) nachgewiesenen Aufwendungen für 
die  berufliche  Tätigkeit  abzugsfähig.  Dies  sind  all  jene  Kosten  die  in 
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unmittelbaren  Zusammenhang  mit  der  beruflichen Tätigkeit  stehen.  Also  z.B. 
Aufwendungen  für  Hilfsmittel  (Kondome,  Gleitmittel,  Dildos,  Vibratoren  etc.), 
Zeitungsinserate  und  Internet-Anzeigen,  Fahrtkosten,  Geschäftsessen,  SM-
Studioeinrichtung,  Wohnungs-  oder  Zimmermiete,  etc.  oder  unter  Umständen 
wie in einem Fall in Dänemark sogar die Kosten einer Brustvergrößerung. 

Gemischte Aufwendungen, die also sowohl privat, als beruflich genutzt werden 
(könnten), sind nicht abzugsfähig. Dies betrifft meist auch die Arbeitskleidung, 
sofern nicht der Nachweis gelingt, dass diese ausschließlich beruflich eingesetzt 
wird  (so  wird  es  z.B.  kaum gelingen,  Lederstiefel  abzusetzen,  mit  denen die 
Prostituierte auch den besuch beim Finanzamt unternimmt). Aus dem gleichen 
Grund ist auch die Absetzbarkeit von Kosmetika umstritten.

Ebenso  können  auch  Prostituierte  Sonderausgaben  (§  10  EStG)  in  der 
Steuererklärung geltend machen. Sonderausgaben sind unter anderem Beiträge 
zu Kranken-, Renten- und Haftpflichtversicherung, Steuerberatungskosten oder 
Aufwendungen für  die  eigene Berufsausbildung (wenn z.B.  eine  Studentin  ihr 
Studium  mit  Prostitution  finanziert),  aber  auch  Spenden  für  gemeinnützige 
Zwecke  (z.B.  für  Hurenhilfsorganisationen)  oder  Mitgliedsbeiträge  zu  solchen 
Organisationen oder Verbänden.

2) Umsatzsteuer

Im Sinne der Umsatzsteuer gilt die Prostituierte seit 1987 als Unternehmer im 
Sinne  von  §  2  des  Umsatzsteuergesetzes von  1980  (UStG).  Danach  ist 
Unternehmer, wer:
"...eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbständig ausübt." Somit werden 
auch nicht gewerbliche Tätigkeiten umfasst.

Nach  der  Rechtsprechung  des  Bundesfinanzhofs  aus  jenem  Jahr  ist  die 
"körperliche Hingabe gegen Entgelt" einer Prostituierten eine Leistung im Sinne 
des  §  1  Abs.  1  Nr.  1  Satz  1  UStG weil  diese  mit  ihrer  Tätigkeit  einen 
wirtschaftlichen Erfolg durch Erzielung von Einnahmen bezwecke, hierbei sei es 
ohne umsatzsteuerrechtliche Bedeutung, dass die Leistung und das ihr zugrunde 
liegende  Rechtsgeschäft  damals  noch  sittenwidrig  waren  (BFH-Urteile  vom 4. 
Juni 1987 zum Az. VR 9/ 79, BFHE 150, 192, BStBl II 1987, 653 und vom 29. 
Oktober 1987 zum Az. VR 130/ 85, BFH/ NV 1988, 12). Dieser Rechtsprechung 
ist das Bundesministerium für Finanzen mit einer Durchführungsverordnung zum 
UStG gefolgt.

Jeder Unternehmer rechnet der von ihm geforderten Vergütung üblicherweise die 
Umsatzsteuer mit dem zur Zeit noch geltenden Satz von 16% (§ 12 Abs.1 UStG) 
hinzu, was jedoch auf dem Gebiet der Prostitution absolut unüblich ist, so dass 
hier ein gezahlter Preis schon die Umsatzsteuer enthält.

Die eingenommenen Umsatzteueranteile sind an das Finanzamt abzuführen, und 
zwar im Rahmen einer jährlichen Umsatzsteuererklärung, bei hohen Einnahmen 
hat nach jedem Quartal Umsatzsteuer-Voranmeldung zu erfolgen.

Von der eingenommenen Umsatzsteuer können natürlich die Umsatzsteueranteile 
für  berufliche  Aufwendungen  abgezogen  werden.  Insofern  ist  wie  bei  jedem 
anderen  Unternehmer  für  jeden  Gegenstand  bzw.  jede  Leistung,  die  für  das 
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Unternehmen  geliefert  bzw.  getätigt  wird,  die  gezahlte  Umsatzsteuer  als 
Vorsteuer abziehbar.

Bis zu jährlichen Einnahmen von 17.500,- Euro ist keine Umsatzsteuer zu zahlen 
(§  19  UStG).  In  diesem  Fall  ist  die  Prostituierte  Kleinunternehmer,  der  die 
Tätigkeit nur als Nebenerwerb ausübt. Das Umsatzsteuergesetz sieht für diese 
sogenannten Kleinunternehmen Erleichterungen vor, die in § 19 UStG geregelt 
sind.  Als  Kleinunternehmer  gilt  hiernach,  wenn  im  vorangegangenen 
Kalenderjahr ein Umsatz von bis zu 17.500,- Euro erzielt wurde und im laufenden 
Kalenderjahr der Umsatz den Betrag von 50.000,- Euro nicht übersteigt. 

3) Gewerbesteuer

Der  Gewerbesteuerpflicht  unterliegen gewerbliche  Unternehmen im Sinne des 
Einkommensteuerrechts,  also  gewerblich  tätige  Einzelunternehmen  und 
Personengesellschaften  (§  2  GewStG).  Freiberufliche  oder  andere 
nichtgewerbliche selbstständige Tätigkeiten, also die Prostitution, sind nicht der 
Gewerbesteuer unterworfen.

In  seiner  bereits  zitierten  Grundsatzentscheidung  von  1964  hatte  der 
Bundesfinanzhof  klargestellt,  dass  Prostituierten "gewerbsmäßige Unzucht"  sei 
und damit keine gewerbliche Tätigkeit im Sinne des  § 15 EStG, was durch die 
Formulierung  "gewerbsmäßig"  an  Stelle  von  "gewerblich"  ausgedrückt  wurde. 
Zumal  die  Prostitution  nach  der  damaligen  Rechtslage  als  sittenwidrig  galt, 
konnte die Arbeit nicht als Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung angemeldet 
werden. Somit war auch keine Gewerbesteuer zu zahlen. Das ist auch noch heute 
so.

Wie bereits im Kapitel "Gewerberecht" ausgeführt, ist jedoch der Betrieb eines 
Bordells  als  selbstständiges  Gewerbe  anerkannt  und  damit  gewerberechtlich 
anmeldepflichtig. Betreiber von Bordellen und bordellartigen Betrieben sind somit 
zur  Zahlung  von  Gewerbesteuer  verpflichtet,  nicht  jedoch  die  selbständig 
arbeitende  Prostituierte,  diese  wird  steuerlich  –  wie  erwähnt  –  Freiberuflern 
gleichgestellt.

Als Sonderfall ist seit dem o.g. Urteil des BFH von 1995 Telefonsex anzusehen, 
der von einigen Finanzämtern seitdem als gewerbliche Tätigkeit eingestuft und je 
nach Gewinn auch der Gewerbesteuer unterworfen wird.

Grundsätzlich  ist  eine  Gewerbesteuerpflicht  nur  gegeben,  wenn der  jährliche 
Gewinn über der derzeitigen Grenze von 24.500 € liegt (vgl.  § 11 Abs. 1 Nr. 1 
GewStG).

Es sei jedoch erwähnt, dass die Frage der Gewerbesteuer für Prostitution in der 
Praxis unterschiedlich gehandhabt wird und einige Finanzämter im Hinblick auf 
die Telefonsex-Entscheidung des BFH an der bisherigen Verwaltungspraxis nicht 
festhalten.  So  wird  offenbar  zumindest  in  Hessen  und  Baden-Württemberg 
Gewerbesteuer erhoben. Es sollen derzeit wohl auch Rechtsstreite anhängig sein, 
in  denen die  Frage geklärt  werden soll,  ob  die  Einnahmen aus selbständiger 
Prostitution  "sonstige  Einkünfte"  sind,  wie  hier  als  bisherige  Rechtslage 
dargestellt,  oder  eben  doch  gewerbliche  Erträge.  Daher  muss  abgewartet 
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werden, ob selbständige Prostituierte nicht künftig doch der Gewerbesteuerpflicht 
unterworfen werden.

4)  Forderungen  des  Bundesrechnungshofs  zur  Besteuerung  des 
Rotlichtmilieus

Wie eingangs angesprochen hat sich im Jahre 2003 der Bundesrechnungshof in 
einer ausführlichen Stellungnahme mit der Praxis (und vor allem den Mängeln) 
der Besteuerung des Rotlichtgewerbes beschäftigt.
Um die auf 1-2 Milliarden Euro Steuerausfälle jährlich zu vermeiden, schlug der 
Bundesrechnungshof u.a. folgende Maßnahmen vor: 

 Das  Bundesministerium  der  Finanzen  solle  auf  eine  bundeseinheitliche 
Besteuerung der im Rotlichtmilieu erzielten Umsätze und Einkünfte hinwirken.
 Abweichend von der bisher völlig unzulänglichen üblichen Besteuerung der 
Prostituierten solle ein besonderes Verfahren eingeführt werden. Die Betreiber 
von Bordellen, bordellartigen Betrieben, Modell- oder Terminwohnungen sowie 
von Begleit- und Escortdiensten sollen als Haftende oder als Steuerschuldner 
eine  pauschale  Steuer  für  die  in  ihren  Betrieben  selbstständig  tätigen 
Prostituierten abführen. 
 Bei  bordellartigen  Betrieben  sollen  die  Finanzbehörden  zunächst  deren 
Betreiberinnen  und  Betreiber  möglichst  vollständig  erfassen.  Anschließend 
sollen sie ebenso wie bei den Bordellen die Höhe der Umsätze und Einkünfte 
sowie  der  tatsächlich  gezahlten  Löhne  durch  regelmäßigen  Einsatz  der 
Außendienste (einschließlich der Steuerfahndung) prüfen. 
 Die Zusammenarbeit zwischen den Finanzbehörden und anderen Behörden 
(insbesondere  mit  der  Kriminalpolizei,  der  Staatsanwaltschaft  und  den 
kommunalen  Behörden)  sei  zu  verbessern.  Dies  betreffe  vor  allem  einen 
stetigen  Informationsaustausch.  Das  Bundesministerium  solle  die  dafür 
notwendige Kooperation in die Wege leiten und koordinieren. 
 Die  Finanzbehörden  müssten  die  festgesetzten  Steuern  notfalls  durch 
einen Arrest in das Vermögen der Steuerpflichtigen eintreiben. 
 Schließlich  empfahl  der  Bundesrechnungshof,  die  Vorschriften  all 
derjenigen Rechtsgebiete aufeinander abzustimmen, welche die Prostitution 
regeln oder berühren.

Im  Bereich  einzelner  Finanzämter  und  Bundesländer  wurden  in  den  letzten 
Jahren  dann  auch  verstärkte  Aktivitäten  zur  Umsetzung  dieses 
Maßnahmenkatalogs festgestellt, einzig der Bundesgesetzgeber ist bislang nicht 
tätig  geworden.  Besonders  in  Bayern  und  Baden-Württemberg  setzen  einige 
Finanzämter  nun  vermehrt  auf  den  Einsatz  von  Außendienstmitarbeiten  zur 
Überprüfung von Prostituierten. So gibt es in Stuttgart bei der Steuerfahndung 
eine  neu  eingerichtete  "Kontrollgruppe  Prostitution",  auch  ist  schon  von 
Finanzbeamten  berichtet  worden,  die  täglich  die  benutzten  Kondome  in  den 
Abfalltonnen  von  Bordellen  zählen.  In  Niedersachsen  wiederum  ist  zu 
beobachten,  dass  nunmehr  polizeilich  aufgefallene  Prostituierte  regelmäßig 
automatisch  auch  in  steuerlicher  Hinsicht  überprüft  werden,  so  dass  auf 
eigentlich ergebnislos verlaufenen Razzien nicht selten ein Ermittlungsverfahren 
wegen Steuerhinterziehung folgt.

Andere  Städte  haben  indes,  in  der  Presse  viel  diskutiert,  das  Modell  einer 
Pauschalsteuer eingeführt.
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5) Pauschalsteuern

Das  o.g.  Modell  einer  Pauschalsteuer,  die  Betreiber  von  Bordellen  u.ä. 
Einrichtungen als Steuerschuldner für die in ihren Betrieben selbstständig tätigen 
Prostituierten abführen müssen, geht zurück auf das sogenannte "Düsseldorfer 
Modell",  welches die Oberfinanzdirektion Düsseldorf  per Erlass bereits in den 
60ger Jahren ersonnen hat und nach wie vor praktiziert. Grund war die noch 
heute gültige Tatsache, dass die Durchsetzung der Steueransprüche gegenüber 
Prostituierten sich  für  den Staat  sehr  schwierig  gestaltet,  da diese  häufig  an 
anderen Orten arbeiten,  manchmal nur  für  ein  paar Tage,  etwa wegen einer 
Messe. Zudem sind durch häufige private Umzüge ständig andere Finanzämter 
zuständig,  wobei  es  darüber  hinaus  schwierig  ist,  den  momentanen 
Aufenthaltsort  der  Prostituierten  festzustellen,  da  diese  oftmals  nicht  die 
melderechtlichen Bestimmungen erfüllen.

Bei dem Düsseldorfer Modell handelt es sich um eine im Ergebnis pauschale, aber 
im  Grunde  vorläufige  Besteuerung  von  Prostituierten  mit  Hilfe  der 
Bordellbesitzer.  Diese  schließen  mit  dem für  ihn  zuständigen  Finanzamt  eine 
Vereinbarung, wonach sie täglich eine Pauschale bei den in ihren Etablissements 
tätigen Prostituierten einbehalten und diese in regelmäßigen Abständen an das 
Finanzamt abführt. Dies waren in den 60ziger Jahren anfangs 5 DM pro Tag und 
Prostituierte, heute sind es in Düsseldorf 15 Euro.

Für  die  Prostituierten  bedeutete  dies,  zunächst  einmal  Ruhe  vor  den 
Finanzbehörden zu haben. Die Finanzbehörde ließ sich aber eine Hintertür offen. 
Stellt  sich  nämlich  heraus,  dass  die  Prostituierte  aus  ihrem  Einkommen 
Vermögenswerte in erheblichem Umfang, etwa Immobilien, angeschafft hatten, 
kann das Finanzamt eine individuelle Steuererklärung verlangen, da die gezahlte 
Pauschalsteuer  und das  erzielte  Einkommen offenbar  in  einem Missverhältnis 
stehen. 

Nach dem Vorbild dieses Modells erheben seit etwa 2001 nun immer mehr Städte 
bei  Bordellbetreibern  eine  solche  Pauschalsteuer,  die  von  den  betroffenen 
Prostituierten und Bordellwirten selbst wie auch von der Presse nicht selten wenn 
auch fälschlich als "Vergnügungssteuer für Prostituierte" bezeichnet wird:

So erhebt die Stadt Köln etwa seit dem 1. Januar 2004 eine Pauschalsteuer von 
Bordellen und ähnlichen Etablissements, wobei pro Bett ein Betrag von 150 Euro 
monatlich berechnet wird. Der Höhe nach wurde diese Steuer jedoch mittlerweile 
geändert,  da  es  Frauen,  die  nur  gelegentlich  Dienste  ausüben  und  dies  zur 
Aufbesserung ihres Taschengeldes tun, nicht zuzumuten sei, eine Pauschale von 
150 Euro im Monat abzugeben. Nun kostet ein Tag als Prostituierte in Köln nur 
noch 6 Euro Steuern. Die Stadt Köln bietet auch den Grund für die Bezeichnung 
als "Vergnügungssteuer", hat sie doch diese Steuer in den §§ 2 Nr. 6, 6 und 11 
Abs.  2  ihrer  Satzung  über  die  Erhebung  einer  Steuer  auf  Vergnügungen 
besonderer  Art  (kurz  Vergnügungssteuersatzung genannt)  verankert. 
Bemerkenswert: Die Homepage der Stadt Köln hält sogar ein Anmeldeformular 
für Bordellbetreiber für diese Steuer vor!

In  Baden-Württemberg zahlen  Bordellbetreiber  bereits  landesweit  seit  Juni 
2000 pauschal Steuern nach dem Düsseldorfer Modell  im Voraus und zwar in 
Höhe von 50 DM bzw. heute 25 Euro pro Tag und Prostituierte. Zugrunde gelegt 
wird  dabei  eine  7-Tage-Woche.  Eine  Erstattung  erfolgt  nur,  wenn  die 
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Prostituierten ihre Einnahmen individuell  versteuern, nur wenn keine weiteren 
Steuererklärungen  eingereicht  werden,  kommt  Zahlung  einer  Pauschalsteuer 
gleich:

Das heute in Baden-Württemberg und Teilen Nordrhein-Westfalens praktizierte 
"Düsseldorfer Verfahren" greift jedoch nur bei Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit  und  gewerblichen  Einkünften,  sofern  ein  Betreiber  eines  Bordells, 
bordellartigen  Betriebes  oder  einer  Terminwohnung  und  eine  selbstständige 
Prostituierte sich das Geld, das ein Freier zahlt, teilen. 

Es  handelt  sich  um  ein  vereinfachtes  Vorauszahlungsverfahren,  das  die 
Prostituierten nicht von ihren steuerlichen Pflichten entbindet. Nur wenn keine 
weiteren  Steuererklärungen  eingereicht  werden,  kommt  dies  einer 
Pauschalsteuer gleich. Die abgeführten Beträge sind Steuern der Prostituierten, 
lediglich  die  Erhebung  erfolgt  über  den  Bordellbesitzer.  Dieser  behält  pro 
teilnehmender Dame und Tag eine Pauschale von 25 Euro als Vorauszahlung auf 
deren  Einkommens-  und  Umsatzsteuer  sowie  den  Solidaritätszuschlag  ein. 
Hierüber  hat  er  Listen  zu  führen,  die  zum  Zehnten  des  Folgequartals  dem 
Finanzamt  zuzuleiten  sind.  Gleichzeitig  ist  der  Gesamtbetrag  der 
Steuervorauszahlung an das Finanzamt zu überweisen. Die Steuerfahndung hat 
die Aufgabe, Kontakt zu den Betreibern und den Damen aufzunehmen, sie von 
den Vorteilen einer Teilnahme zu überzeugen und sowohl die Teilnahme als auch 
bei  Nichtteilnahme  die  Gleichmäßigkeit  der  Besteuerung,  zum Beispiel  durch 
Kontrollgänge, sicherzustellen. 

Die bundesweite und bundeseinheitliche Einführung einer Pauschalsteuer wurde 
und wird im Bundesfinanzministerium allerdings nach wie vor dementiert, was 
natürlich  bei  den  betroffenen  Bordellbetreibern  und  Prostituierten  sowie  von 
Hurenorganisationen zu einiger Kritik führt.

6) Steuerhinterziehung

Es  dürfte  kein  großes  Geheimnis  sein,  dass  die  überwiegende  Anzahl  von 
Prostituierten  in  Deutschland,  zumal  die  allermeisten  ausländischen 
Prostituierten,  keine  Steuererklärungen  abgibt  und  keine  Steuern  zahlt,  sich 
folglich  fortlaufend wegen Steuerhinterziehung strafbar  macht  und stets  (und 
jüngerer Zeit verstärkt) dem Risiko eines Ermittlungsverfahrens aussetzt.

Denn bei Nichtabgabe der Steuererklärung bzw. Nichtangabe von einem Teil der 
steuerpflichtigen Einkünfte handelt es sich um Steuerhinterziehung, die neben 
Nachzahlung der Steuer (für bis zu 10 Jahre zurückliegende Zeiträume) zumeist 
auch strafrechtliche Konsequenzen nach § 370 AO hat. Dieser Tatbestand setzt 
die "Verkürzung" von Steuern voraus, also das Nichtzahlen oder Zuwenigzahlen 
aufgrund unrichtiger oder unvollständiger Angaben.

Die Steuererklärung ist bekanntlich jeweils für ein Jahr und bis zum 31. Mai des 
folgenden Jahres abzugeben. Bei Nichtabgabe der Steuererklärung "beginnt" der 
Tatbestand  Steuerhinterziehung,  wenn  95%  aller  Steuerverfahren  im 
betreffenden Verwaltungsgebiet abgeschlossen sind. Werden einzelne Einkünfte 
auf der Steuererklärung nicht angegeben, beginnt die Steuerhinterziehung mit 
Abgabe der (falschen) Steuererklärung. 
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Die  Steuerhinterziehung  gilt  nach  5  Jahren  als  verjährt,  bei  schwerer 
Steuerhinterziehung erst nach 10 Jahren (nach der allgemeinen strafrechtlichen 
Verjährungsvorschrift: § 78 StGB).

Die  Finanzämter  beginnen  im  allgemeinen  eine  Ermittlung  wegen 
Steuerhinterziehung,  wenn  ein  begründeter  Verdacht  vorliegt,  beispielsweise 
wenn 
- andere die Einnahmen der Prostituierten in ihrer Steuererklärung als Ausgaben 
angeben (wohl eher unüblich)
-  eine  fundierte  Anzeige  durch  Dritte  (auch  anonym)  oder  andere  Behörden 
vorliegt,  gemäß  § 116 AO,  §  4  Abs.  5  Satz  1  Nr.  10  EStG oder  auch dem 
Schwarzarbeitsgesetz  (häufiger  Fall  sind  hier  Razzien  wegen  anderer 
Tatbestände, die stets eine Meldung an die Finanzbehörden nach sich ziehen)
- die angegebenen Einnahmen so gering sind, dass die Lebenshaltungskosten 
(wie Miete, Essen, Versicherungen, etc.) davon nicht getragen werden können 
(ebenfalls  häufig,  denn  kaum  eine  Steuern  zahlende  Prostituierte  gibt  ihre 
tatsächlichen Einkünfte an!)

Wird  die  Steuerhinterziehung  entdeckt,  werden  die  vermutlichen  Einnahmen 
anhand vorliegender Beweismittel festgesetzt oder nach Erfahrungswerten vom 
Finanzamt  geschätzt.  Es  gibt  milieubedingt  in  den  meisten  Fällen  keine 
Aufzeichnungen  über  die  Umsätze  von  Prostituierten,  insofern  sind  häufig 
Schätzungen unumgänglich. Soweit die Finanzbehörde aufgrund unzureichender 
Aufzeichnungen von Steuerpflichtigen - unabhängig von der jeweiligen Branche - 
die  Besteuerungsgrundlagen  nicht  ermitteln  kann,  ist  sie  befugt,  diese  zu 
schätzen (§ 162 AO). Dabei sind alle Umstände zu berücksichtigen, die für die 
Schätzung von Bedeutung sind. Diese Grundsätze gelten auch für den Bereich 
der Prostitution.  Als Beweismittel und Anhaltspunkte dient bei Prostituierten oft 
die  Häufigkeit  und Dauer  bekannter  Anzeigenschaltung,  denn Auskünfte  über 
Anzeigenkunden  unterliegen  nicht  dem  Pressegeheimnis.  Auch  wenn  diese 
Schätzungen  zumeist  zu  hoch  angesetzt  werden,  ist  es  schwer  nachträglich 
geringere Einnahmen zu beweisen.

Nicht zuletzt aus diesem Grunde scheuen viele Prostituierte die Anmeldung beim 
Finanzamt.  Sie  haben  Angst,  dass  sie  dann  für  die  vergangenen  zehn  Jahre 
nachzahlen müssen,  zumal  Prostituierte,  die  sich steuerlich neu anmelden,  in 
einigen Bundesländern mit der rückwirkenden Überprüfung ihrer Angaben und 
einer Anklage wegen Steuerhinterziehung rechnen müssen.

Das  Strafverfahren  wegen  Steuerhinterziehung  endet  in  der  Regel  mit  einer 
Geldstrafe im Strafbefehlsverfahren oder der Einstellung des Verfahrens gegen 
Zahlung eines Bußgelds (vor allem bei Geringfügigkeit: § 398 AO).

Allerdings  erfolgt  stets  auch  ein  Datenabgleich  mit  anderen  Ämtern.  Sofern 
Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld bezogen wurden, werden diese Bewilligungen 
zurückgenommen und die  erfolgten  Zahlungen zurückgefordert.  Hinzu  kommt 
meist natürlich ein zweites Ermittlungsverfahren wegen Betruges.

Ein  Verfahren  wegen  Steuerhinterziehung  kann  durch  eine  rechtzeitige 
Selbstanzeige (§ 371 AO) verhindert werden, welche Straffreiheit gewährt. Diese 
muss jedoch erfolgen, bevor die Tat entdeckt ist. Eine Anzeige bedeutet noch 
keine Tatentdeckung. Hat man jedoch durch einen Amtsträger oder die Einleitung 
eines Straf- bzw. Bußgeldverfahrens Kenntnis von der Tatentdeckung erhalten, 
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ist  eine  Abwendung des Strafverfahrens durch  eine Selbstanzeige  nicht  mehr 
möglich. Die Selbstanzeige wirkt sich dann jedoch strafmildernd aus. 
Eine Selbstanzeige erfolgt formlos, an das Finanzamt oder die Staatsanwaltschaft 
und  ist  nur  gültig,  wenn  alle  Einkünfte  vollständig  angegeben  werden.  Die 
Einnahmen müssen durch mitgeliefertes Material, notfalls durch eine begründete 
Schätzung nachgewiesen werden. 
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